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TransFair-Löhne statt Kombilöhne

„Löhne   statt   ALGII & Co“

Von der Transferleistung zum sozialversicherten Arbeitsplatz – fast zum ‚Nulltarif‘

Position der ver.di-Frauen

Der ver.di-Bundesfrauenrat fordert seit Inkrafttreten der Regelungen zu 1€Jobs, dass diese Gelder, die teilweise auch aus Versichertenbeiträgen stammen, umgewidmet werden, um damit versicherungspflichtige und tariflich bzw. branchenüblich bezahlte Arbeitsplätze einzurichten. Die ver.di-Frauen lehnen daher auch Kombilöhne in den aktuell diskutierten Versionen ab, denn damit soll Arbeit geleistet werden, ohne dass ArbeitnehmerInnen von der Arbeitslosigkeit in eine reguläre Beschäftigung wechseln können und ohne dass diese hoch-, teilweise bis zu 100% subventionierte Arbeit sich positiv auf die volkswirtschaftliche Rechnung auswirken kann.

Als Grundannahme liegt den gängigen Kombilohnmodellen (z.B. ifo) zugrunde, dass neue Arbeitsplätze durch Lohnsenkung entstehen würden, weil Unternehmen bereit seien, mehr, insbesondere gering qualifizierte Arbeitssuchende einzustellen. Dies ist, wie auch z.B. WSI und IMK feststellen, eine Fehleinschätzung: Es gibt bereits einen bedeutenden und weiter wachsenden Niedriglohnsektor in Deutschland, wobei sich die Arbeitsmarktchancen der Zielgruppe eher verschlechtern. Der Arbeitsplatzabbau in einer rationalisierten Wirtschaft wie unserer ist außerdem von anderen Faktoren als den Arbeitskosten
 abhängig.

Für eine Positionsbestimmung der ver.di-Frauen ist weiterhin sehr wichtig, dass Arbeit gerade für Frauen abgebaut wird (öffentlicher, sozialer und kaufmännischer Bereich) und dass hier dringend neue Arbeitsfelder erforderlich sind. Zudem ist die Verdrängung der Aufgaben und Ziele der öffentlichen Daseinsvorsorge in die kostenlose Arbeit
 frauen-, familien-, bildungs- und pflegepolitisch inakzeptabel
. Hier sind dringend neue Lösungen zu suchen, die einerseits die gesellschaftlichen Ziele besser erfüllen als bisher
, einer positiven Wirtschaftsentwicklung dienen und nicht zuletzt für Frauen reguläre und sozialversicherte Arbeit schaffen. Arbeit im öffentlichen und sozialen Bereich sind traditionell Frauenarbeitsplätze.

Das wollen die ver.di-Frauen:

1. Investition in Beschäftigung statt dauerhafte Finanzierung von Transferleistungen
– Für mehr Löhne, Sozialbeiträge und Steuereinnahmen.
– Für mehr Bildung, bessere Erziehung, qualitativ hochwertige Pflege.
– Für mehr öffentliche Daseinsvorsorge und Infrastruktur.


2. Steuerung unterschiedlicher öffentlicher Gelder durch einen „Beschäftigungs-Förderungs-Topf“
– Dazu Bündelung von Transferleistungen (auf kommunaler Ebene) für mehr sozialversicherte Beschäftigung.
– Umwidmung der Steuergelder für 1€Jobs
 in sozialversicherte Arbeit.
– Grundsätzliche Anwendung der „Entgeltvariante“ statt „1€Jobs“ im SGBII.


3. Sozialversicherte Arbeit als Zielvorgabe für Arbeitsagenturen und Jobcenter
a) Förderung neuer Arbeitsplätze in sozialen Betrieben, mit dem Ziel der Selbsttragung durch Ausweitung des Dienstleistungsangebotes (z.B. in der ambulanten Pflege und pflegenahen Hauswirtschaft)
b) Förderung neuer Arbeitsplätze mit dem Ziel der öffentlichen Daseinsvorsorge. Auch hier wird eine Rückfinanzierung durch anfallende Steuern, Sozialbeiträge und Nachfrageverbesserung erwartet.


4. Kein „Kombilohn“ als Lohnsenkungspolitik für die Wirtschaft
– Kombilöhne schaffen keine neuen Arbeitsplätze in der Wirtschaft, sondern verdrängen weiter sozialversicherte Beschäftigung (Drehtüreffekt).
– Sie senken die Lohnkosten des Unternehmens - teilweise gegen Null (Wettbewerbsverzerrung) und wirken so auch auf Löhne in anderen Unternehmen (Lohndruck).
– Sie verursachen hohe Transferkosten ohne positiven Effekt für die Volkswirtschaft (Wachstumsminderung).


5. „TransFair-Löhne“: Sozialstandards für öffentliche und geförderte Beschäftigung
– Durchgängige Anwendung tariflicher Löhne und Arbeitsbedingungen, um neben einem materiellen Lohnabstand auch die gesellschaftliche Wertigkeit von Arbeit zu verbessern.
– Mindestens Anwendung eines (gesetzlichen) Mindestlohnes und arbeitsgesetzlicher Vorschriften.
– Einbeziehung auch niedriger Verdienste in die eigenständige soziale Sicherung.
– Verbesserung der Altersvorsorge für Frauen durch den Erwerb eigenständiger Rentenanwartschaften.
– Umsetzung im Rahmen der Vereinbarungen zwischen BA/Jobcenter und Arbeitgeber.


6. Neudefinition der Zielgruppen, für die Beschäftigung öffentlich gefördert wird
– Unbefristete sozialversicherte Arbeitsplätze für gut qualifizierte und erwerbsbereite Arbeitsuchende einrichten (=> öffentliche Investition in Arbeit).
– Befristete sozialversicherte Arbeitsplätze einrichten sowie Qualifizierungs- und Zusatzangebote (z.B. sozialpsychologische Betreuung und Coaching) mit dem Ziel des 1. Arbeitsmarktes für Arbeitsuchende.
– Öffentlich finanzierte Arbeitsgelegenheiten (Entgeltvariante), wenn nachweislich eine Vermittlung in den Arbeitsmarkt unwahrscheinlich ist, damit auch dieser Personenkreis die Chance eines sinnvollen Arbeitslebens erhält.

– Darüber hinaus ist der arbeitsmarktorientierten Aus- und Weiterbildung wieder ein hoher Stellenwert einzuräumen. Qualifizierung erhöhte nach wie vor langfristig die Verbleibschancen.


7. TransFair-Lohn-Arbeitsplätze ohne Rückgriff auf die Bedarfsgemeinschaft
– Sozialversicherte TransFair-Lohn-Arbeit ist keine Finanzierung von Arbeitslosigkeit.
– Damit die Arbeit „lohnt“, ist die subsidiäre gemeinsame Heranziehung von (Ehe-) PartnerInnen, Kindern und Eltern durch individuelle Berechnung zu ersetzen.


8. Keine weitere Verschiebung von Aufgaben der Daseinsvorsorge in die Bereiche kostenloser Arbeit
– Keine hochsubventionierte Arbeit in 1€Jobs mehr für Tätigkeiten, die auch als sozialversicherte Arbeit erbracht werden kann.
– Öffentliche Daseinsvorsorge statt Verschieben in ehrenamtliche Arbeit oder hauswirtschaftliche und soziale Familienarbeit (z.B. Pflege).
– Vermeiden künftiger sozialer Kosten für die Gesellschaft durch die Möglichkeit eigenständiger Existenzsicherung und Altersvorsorge für Frauen.
– Vermeiden sozialer Kosten für die Gesellschaft durch Professionalisierung der sozialen Arbeitsfelder
.


9. Ausweitung der ökonomisch erfassten öffentlichen und sozialen Wirtschaft
– Sozialversicherte Beschäftigung durch Ausweitungen der Dienstleistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge erhöht die ökonomisch erfasste Wirtschaftstätigkeit und steigert so die Wachstumschancen.
–Beschäftigungschancen für Frauen in öffentlicher und sozialer Arbeit werden erhöht - dies sind traditionell Frauenarbeitsplätze.


10. Politische Entscheidung für mehr und bessere öffentliche Daseinsvorsorge
– Für qualitativ hochwertige Bildung, Erziehung und Betreuung für Kinder.
– Für öffentliche Dienstleistungen, Investitionen und Infrastruktur.
– Für mehr kommunale und soziale Beschäftigung.


Der ver.di-Bundesfrauenrat fordert alle Beteiligten in ver.di, in Politik und Wirtschaft auf, diese Ziele und Veränderungen zu unterstützen und umzusetzen.

Bundesfrauenrat der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin – www.frauen.verdi.de

Berlin, 28. Sept. 06

� EINBETTEN MSPhotoEd.3  ���





� EINBETTEN MS_ClipArt_Gallery  ���








� Das jüngste Beispiel Allianz zeigt erneut, dass trotz Gewinnen in Milliardenhöhe Tausende Arbeitsplätze abgebaut werden sollen. Ein Kostenargument ist so kaum nachvollziehbar.


� z.B. ehrenamtliche Arbeit im öffentlichen Bereich, Mütterarbeit in Schule und Kindergarten, häusliche Pflege


� siehe hierzu z.B. auch die Position der ver.di-Frauen zur Reform der Pflege.


� PISA-Ergebnisse, der sogenannte Pflegenotstand und das hohe Ausmaß an Schwarzarbeit verdeutlichen einen Teil der Defizite.


� Ein 1€Job kostet monatlich ca. 1.350€, eine Summe mit der eine sozialversicherte und tariflich eingestufte Teilzeitstelle finanziert werden kann.


� Die Aufteilung zwischen diesen Gruppen schätzten wir auf 30 / 50 / 20 Prozent ein, so dass ein nennenswertes Potential für eine dauerhafte sozialversicherte Beschäftigung identifiziert werden kann.


� Z.B. Vermeiden der erhöhten Krankheits- und Pflegerisiken für häuslich Pflegende sowie deren Absicherung im Alter durch die Solidargemeinschaft oder die staatliche Grundsicherung.
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